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Bundesrepublik Deutsdiland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 19. März 1952 
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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


In der Anlage übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 

Entwurf eines Gesetzes betreffend Abkommen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Republik Österreich über Gastarbeitnehmer 
vom 23. November 1951 

nebst Schlußprotokoll und Begründung mit der Bitte, die Besdiluß- 
fassung des Bundestages herbeizuführen. 

Zuständig ist der Bundesminister für Arbeit. 

Der Deutsche Bundesrat hat zu der Vorlage gemäß Artikel 76 Ab- 
satz 2 des Grundgesetzes in seiner 80. Sitzung am 14. März 1952 
beschlossen, gegen den Entwurf keine Einwendungen zu erheben. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
Blücher 


Druäc: Bonner Universitäts-Buchdrucker ei Gebr. Scheur, Bonh 
Allein- Vertrieb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Straße 30, 
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Entwurf eines Gesetzes 

betreffend Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Republik Österreich über Gast arbeitnehm er vom 23. November 1951 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

Artikel 1 

Dem am 23. November 1951 in Bonn 
Unterzeichneten Abkommen zwischen der Bun- 
desrepublik Deutschland und der Republik 
Österreich über Gastarbeitnehmer nebst 
Schlußprotokoll wird zugestimmt. 

Artikel 2 

(1) Das Abkommen nebst Schlußprotokoll 
wird nachstehend mit Gesetzeskraft veröffent- 
licht. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach 
seinem Artikel 13 Abs. 1 und das Sdiluß- 
Protokoll in Kraft treten, ist im Bundes- 
gesetzblatt bekanntzugeben. 

A r t i k e 1 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Ver- 
kündung in Kraft. 


Abkommen 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Österreich 

über Gastarbeitnehmer 

Der Präsident der Bundesrepublik Deutschland 
und 

der Bundespräsident der Republik Österreich 

von dem Wunsche geleitet, die Zusammen- 
arbeit der beiden Staaten auf sozialem Gebiet 
zu erweitern, sind übereingekommen, ein Ab- 
kommen über Gastarbeitnehmer zu schließen, 
und haben hierfür zu ihren Bevollmäditigten 
ernannt: 

Der Präsident der Bundesrepublik Deutsch- Der Bundespräsident der Republik Österreich: 
land: 

Herrn Julius S c h e u b 1 e, Ministerialdirek- Herrn Dr. Josef H a m m e r 1, Sektionsdief 

tor im Bundesministerium für Arbeit, Bonn, im Bundesministerium für soziale Verwaltung, 

Wien, 

die nach Austausch ihrer in guter und gehö- 
riger Form befundenen Vollmachten nach- 
stehende Bestimmungen vereinbart haben: 
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Artikel 1 

. (1) Dieses Abkommen findet auf Gast- 

arbeitnehmer Anwendung. Als Gastarbeit- 
nehmer gelten Staatsangehörige eines der bei- 
den vertragschließenden Staaten, die sich in 
das Gebiet des anderen vertragschließenden 
Staates begeben, um zur Vervollkommnung 
ihrer Berufskenntnisse bei einem Arbeitgeber 
ein Arbeitsverhälfnis einzugehen. 

(2) Die Gastarbeitnehmer sollen in der Re- 
gel das 30. Lebensjahr nicht überschritten 
haben.. 

Artikel 2 

Die Zulassung der Gastarbeitnehmer er- 
folgt im allgemeinen ohne Rücksicht auf die 
Beschäftigungslage in dem betreffenden Be- 
ruf; die obersten Verwaltungsbehörden der 
vertragsdiließenden Staaten können Jedoch 
vereinbaren, daß bestimmte Berufe von der 
Anwendung des Abkommens ausgenommen 
werden. 

Artikel 3 

Die Dauer des Arbeitsverhältnisses eines 
Gastarbeitnehmers ist auf den Zeitraum eines 
Jahres beschränkt. Dieser Zeitraum kann in 
Ausnahmefällen bis zu sechs Monaten ver- 
längert werden. 

Artikel 4 

(1) Die Zulassungen für jeden der beiden 
Staaten dürfen die Zahl von 300 im Laufe 
eines Kalenderjahres nidit überschreiten. Für 
die Anrechnung auf das Kontingent ist der 
Zeitpunkt der Einreise des Gastarbeitnehmers 
maßgebend. 

(2) Das Kontingent jedes Jahres wird durch 
jene Gastarbeitnehmer nicht berührt, die sich 
noch im Gebiete des Einreisestaates befinden 
und auf ein früheres Kontingent zählen. 

(3) Wenn das Kontingent im Laufe eines 
Jahres von den Gastarbeitnehmern eines der 
beiden Staaten nicht ausgeschöpft wird, so 
darf dieser Staat die Zahl der den Gastarbeit- 
nehmern des anderen Staates zu erteilenden 
Zulassungen weder herabsetzen, noch den 
nicht in Anspruch genommenen Rest seines 
Kontingents auf das folgende Jahr übertragen. 

(4) Die im Absatz 1 genannte Zahl von 
Gastarbeitnehmern kann auf Vorschlag eines 
der vertragschließenden Staaten durch Noten- 
austausch der obersten Verwaltungsbehörden 
geändert werden. 


Artikel 5 

(1) Die Zulassung als Gastarbeitnehmer 
erfolgt unter der Bedingung, daß der Gast- 
arbeitnehmer kein anderes Arbeitsverhältnis 
eingeht und auch sonst keine andere Erwerbs- 
tätigkeit ausübt. 

(2) Die Gastarbeitnehmer dürfen keine Be- 
schäftigungen in Betrieben antreten, die von 
Streik oder Aussperrung betroffen sind. 
Bricht eine solche Streitigkeit während der 
Dauer des Arbeitsverhältnisses aus, so sind 
dem Gastarbeitnehmer, soweit möglich, alle 
Erleichterungen zur Auffindung eines ent- 
sprechenden anderen Arbeitsplatzes zu ge- 
währen. 

(3) Die Hilfe zur Auffindung eines neuen 
Arbeitsplatzes soll auch' gewährt werden, 
wenn das Arbeitsverhältnis ohne Verschulden 
des Gastarbeitnehmers vor Ablauf der Zu- 
lassungsdauer endet. 

Artikel 6 

(1) Die Gastarbeitnehmer sind unter den 
gleichen Arbeits- und Lohnbedingungen zu be- 
schäftigen, wie sie für vergleichbare Arbeits- 
verhältnisse der eigenen Staatsangehörigen in 
den Betrieben gelten, in denen die Gastarbeit- 
nehmer beschäftigt werden. 

(2) Auf das Arbeitsverhältnis der Gast- 
arbeitnehmer finden alle Vorschriften über die 
soziale Sicherheit von Arbeitnehmern (Sozial- 
versicherung, Arbeitslosenversicherung, Ar- 
beiter- und Rechtsschutz) Anwendung. 

Artikel 7 

Die vertragschließenden Staaten bestimmen 
die für die Zulassung der Gastarbeitnehmer 
zuständigen Behörden (Zulassungsstellen). 

Artikel 8 

(1) Personen, die von den Bestimmungen 
dieses Abkommens Gebrauch machen wollen, 
haben ihren Antrag über das Arbeitsamt ihres 
Wohnsitzes bei der Zulassungsstelle ihres 
Staates zu stellen. Der Antrag hat alle für 
seine Prüfung erforderlichen Angaben zu ent- 
halten und muß insbesondere anführen, in 
welchem Beruf und gegebenenfalls in welchem 
Betrieb der Gastarbeitnehmer beschäftigt wer- 
den will. Dem Antrag ist ferner ein polizei- 
liches Zeugnis über den Leumund des Bewer- 
bers beizuschließen. 
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(2) Die Zulassungsstelle leitet den Antrag, 
falls die Voraussetzungen erfüllt sind, an die 
Zulassungsstelle des anderen Staates weiter, 
die über die Zulassung entscheidet. Diese 
Stelle entscheidet auch über Verlängerungen 
gemäß Artikel 3. 

(3) Die Zulassungsstelle des Gastlandes hat 
sich um die Vermittlung der Personen zu be- 
mühen, die sidi um eine Stelle als Gastarbeit- 
nehmer bewerben. Die vertragschließenden 
Staaten verpfliditen sich, die Vermittlung von 
Gastarbeitnehmern unter Mitwirkung der zu- 
ständigen Organisationen durch geeignet er- 
scheinende Maßnahmen zu erleichtern. 

(4) Die Zulassung sdiließt die nach den be- 
stehenden Vorschriften für die Beschäftigung 
von Ausländern erforderlidie Genehmigung 
ein. 

Artikel 9 

Das Zulassungsverfahren im Sinne dieses 
Abkommens ist von den Stempeln, Gebühren 
und Abgaben befreit. 

Artikel 10 

Die Bestimmungen dieses Abkommens be- 
rühren nicht die Verpflichtung der Gastarbeit- 
nehmer, den in den Gebieten der vertrag- 
schließenden Staaten geltenden Vorschriften 
über die Einreise und den Aufenthalt von 
Ausländern nachzukommen. 

Artikel 11 

Die obersten Verwaltungsbehörden der bei- 
den Vertragsstaaten vereinbaren unmittelbar 
das Nähere über’ die zur Durchführung dieses 
Abkommens erforderlichen Maßnahmen, die 
ein gegenseitiges Einverständnis bedingen. Die 
obersten Verwaltungsbehörden unterrichten 
sich gegenseitig über Änderungen innerstaat- 
licher Vorschriften auf den dieses Abkommen 
betreffenden Gebieten und regeln etwaige bei 
der Auslegung und Durchführung dieses Ab- 
kommens auftretende Schwierigkeiten unter- 
einander. 


Artikel 12 

Oberste Verwaltungsbehörden im Sinne 
dieses Abkommens sind in der Bundesrepublik 
Deutschland das Bundesministerium für Ar- 
beit oder die von ihm beauftragten Stellen, 
in der Republik Österreich das Bundesmini- 
sterium für soziale Verwaltung. 

Artikel 13 

(1) Dieses Abkommen gilt bis zum 31. De- 
zember 1952. Es tritt mit dem Beginn des 
zweiten Monats in Kraft, der dem Austausch 
der Ratifikationsurkunden folgt. 

(2) Das Abkommen gilt stillschweigend je- 
weils um ein Jahr verlängert, sofern es nicht 
von der Regierung eines der beiden Vertrags- 
staaten spätestens drei Monate vor Ablauf 
der Jahresfrist schriftlich gekündigt wird. 

(3) Im Falle der Kündigung bleiben die 
auf Grund des vorliegenden Abkommens aus- 
gesprochenen Zulassungen für die vorgesehene 
Dauer gültig. 

(4) Als Kontingent für den Rest des Jahres 
1952 gilt der dem Zeitraum vom Inkraft- 
treten bis zum Jahresende 1952 entsprechende 
Anteil des in Artikel 4 genannten Kontin- 
gents. 

Gefertigt in doppelter Urschrift 
in Bonn am 23. November 1951. 

Zu Urkund dessen haben die Unterzeichneten 
dieses Abkommen mit ihren Unterschriften 
und ihren Siegeln versehen. 


Für die Bundesrepublik Deutschland 
gez. S c h e u b 1 e 

Für die Republik Österreich 
gez. Dr. H a m m e r 1 
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Sdilußprotokoll 


Bei der Unterzeidinung des heute zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Re- 
publik Österreich abgeschlossenen Abkommens 
über Gastarbeitnehmer geben die beidersei- 
tigen Bevollmächtigten im Namen der Ver- 
tragsstaaten die übereinstimmende Erklärung 
ab, daß über folgendes Einverständnis be- 
steht: 

1. Es soll darnach getrachtet werden, die be- 
rufliche Ausbildung im Wege des Aus- 
tausches von Staat zu Staat hinsichtlich 
solcher Personen zu fördern, die die Er- 
weiterung ihrer Berufskenntnisse im Aus- 
land nicht in der Form eines Arbeitsver- 
hältnisses, z. B. als Volontäre, Ferialprak- 
tikanten u. ä., erstreben. 

2. Das Abkommen bezieht sich, unbeschadet 
der Bestimmungen der Ziffer 1, nicht auf 
den Austausch von land- und • forstwirt- 
schaftlichen Praktikanten. 

3. Soweit es in dem Abkommen oder diesem 
Schlußprotokoll auf die deutsche oder 
österreichische Staatsangehörigkeit an- 
kommt, stehen gleich 

a) den deutschen Staatsangehörigen die 
Flüchtlinge oder Vertriebenen deut- 
scher Volkszugehörigkeit oder deren 
Ehegatten oder Abkömmlinge, die im 
Gebiete des Deutschen Reiches nach 
dem Stande vom 31. Dezember 1937 
Aufnahme gefunden haben. 

b) den österreichischen Staatsangehörigen 
die Personen deutscher Sprachzuge- 
hörigkeit (Volksdeutsche), die staaten- 
los sind oder deren Staatsangehörigkeit 
ungeklärt ist und die sich nicht nur 
vorübergehend im Gebiete der Repu- 
blik Österreich aufhalten. 


Durch die Beschäftigung als Gastarbeit- 
nehmer in einem der Vertragsstaaten tritt 
für die in Buchstaben a und b genannten 
Personen eine Änderung in ihrer staats- 
rechtlichen Stellung nicht ein. 

4. Dieses Abkommen findet Anwendung im 
Geltungsbereich des Grundgesetzes für die 
Bundesrepublik Deutschland und im Staats- 
gebiet der Republik Österreich. Die Aus- 
dehnung des Abkommens auf das Land 
Berlin (West) bleibt einer Zusatz Verein- 
barung Vorbehalten. 

Dieses Schlußprotokoll, das Bestandteil des 
Abkommens zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Republik Österreich über 
Gastarbeitnehmer vom heutigen Tage bildet, 
gilt unter denselben Voraussetzungen und für 
dieselbe Dauer wie das Abkommen selbst. 

Gefertigt in doppelter Urschrift 
in Bonn am 23. November 1951. 


Zu Urkund dessen haben die Unterzeich- 
neten dieses Abkommen mit ihren Unter- 
schriften versehen. 


Für die Bundesrepublik Deutschland 
gez. S c h e u b 1 e 

Für die Republik Österreich 
gez. Dr. H a m m e r 1 



Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

Vor dem zweiten Weltkrieg bestanden zwi- 
sehen Deutschland einerseits und Frankreich, 
Großbritannien, Italien, Belgien und den 
Niederlanden andererseits Gastarbeitnehmer- 
abkommen. Die Gastarbeitnehmerabkommen 
haben das Ziel, die berufliche und sprachliche 
Fortbildung von Arbeitskräften zu fördern. 
Nach dem zweiten Weltkrieg wurde das erste 
Gastarbeitnehmerabkommen zwischen der Bun- 
desrepublik Deutschland und Frankreich am 
10. Juli 1950 unterzeichnet und am 9. Mai 
1951 ratifiziert (BGBL II S. 98 ff). 

Das Bedürfnis, durch eine Auslandstätigkeit 
sich beruflich und sprachlich fortzubilden, ist 
unter den deutschen Arbeitnehmern besonders 
rege. Um dem Bedürfnis Rechnung zu tragen, 
sind mit mehreren europäischen Staaten Ab- 
kommen in Vorbereitung. Mit der Republik 
Österreich konnte bereits Übereinstimmung 
über den Gastarbeitnehmeraustausch erzielt 
werden. Am 23. November 1951 wurde das 
vorliegende Abkommen unterzeichnet. Die 
Vorschriften des Abkommens sind im wesent- 
lichen dieselben wie In dem deutsch-franzö- 
sischen Abkommen. 


B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 

Die Festlegung des Gastarbeitnehmerbegriffs 
und die altersmäßige Begrenzung sind die 
gleichen wie in allen zwischenstaatlichen 
Gastarbeitnehmerabkommen der europäischen 
Staaten. 


Zu Artikel 2 

Der Gastarbeitnehmeraustausch soll nicht auf 
bestimmte Berufe beschränkt werden. Falls 
sich bei der Durchführung des Abkommens 
jedoch arbeitsmarktpolitische Schwierigkeiten 
ergeben, ist die Möglichkeit zur Beschränkung 
durch die obersten Verwaltungsbehörden ge- 
geben. 

Zu Artikel 3 und 4 

Die Zeitdauer des Gastarbeitnehmerverhält- 
nisses ist die in allen Abkommen übliche von 
einem Jahr. Das jährliche Kontingent Ist auf 
500 festgesetzt. Da noch keine Erfahrungen 
über den deutsch-österreichischen Austausch 
vorliegen, ist hier die Möglichkeit zur Ände- 
rung des Kontingents durch Notenaustausch 
der obersten Verwaltungsbehörden vorgesehen. 

Zu Artikel 5 und 6 

Die Vorschriften über die Vermittlung von 
neuen Arbeitsplätzen im Falle eines vorzei- 
tigen unverschuldeten Ausscheidens aus dem 
Gastarbeitnehmerverhältnis, insbesondere bei 
Streik und Aussperrung, sind in den bisheri- 
gen Gastarbeitnehmerabkommen nicht ent- 
halten. Sie bringen aber eine Regelung, die 
notwendig erscheint. Die Gleichstellung mit 
den einheimischen Arbeitnehmern ist in der 
allgemein üblichen Form festgelegt. 

Zu Artikel 7 bis 13 

Diese Vorschriften weichen inhaltlich nicht 
von den im deutsch-französischen Abkommen 
enthaltenen ab. 
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